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 Kleine Anfrage
 der Abgeordneten Brigitte Pothmer, Beate Müller-Gemmeke, Markus Kurth,
 Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn, Birgitt Bender, Katrin Göring-Eckardt, Britta
 Haßelmann,  Priska  Hinz  (Herborn),  Sven-Christian  Kindler,  Maria  Klein-Schmeink,
 Oliver Krischer, Dr. Tobias Lindner, Elisabeth Scharfenberg, Dr. Gerhard Schick
 und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

 Langzeitarbeitslosigkeit

 In  Deutschland  ist  nach  Angaben  der  Organisation  für  wirtschaftliche  Zusam-
 menarbeit  und  Entwicklung  (OECD)  fast  die  Hälfte  der  Arbeitslosen  länger  als
 ein  Jahr  ohne  Job.  Damit  liegt  der  Anteil  der  Langzeitarbeitslosen  hierzulande
 deutlich über dem OECD- und dem EU-Durchschnitt.

 Langzeitarbeitslosigkeit  stellt  für  die  Betroffenen  eine  große  Belastung  dar.  Sie
 werden  häufig  ausgegrenzt,  kaum  gefördert  und  bleiben  beruflich  abgehängt.  Je
 länger  Arbeitslosigkeit  dauert,  umso  geringer  ist  die  Chance  auf  einen  neuen
 Job.

 Häufig  verfügen  Langzeitarbeitslose  über  keine  abgeschlossene  Berufsaus-
 bildung  oder  haben  gesundheitliche  Probleme.  Viele  von  ihnen  sind  allein-
 erziehend  oder  älter  als  50  Jahre.  Diese  Menschen  profitieren  kaum  vom
 Aufschwung.  Nur  15  Prozent  derjenigen,  die  im  vergangenen  Jahr  ihre  Lang-
 zeitarbeitslosigkeit  beenden  konnten,  haben  einen  Job  am  ersten  Arbeitsmarkt
 gefunden.

 Um  auch  dem  sogenannten  harten  Kern  der  Langzeitarbeitslosen  neue  beruf-
 liche  Optionen  zu  eröffnen,  bedarf  es  einer  Intensivierung  der  individuellen  Un-
 terstützung,  der  Ausweitung  von  Weiterbildungsangeboten  und  eines  sozialen
 Arbeitsmarktes.  Die  Bundesregierung  hat  aber  die  Mittel  für  die  Arbeitsförde-
 rung,  also  für  die  Unterstützung  und  Qualifizierung  Arbeitsloser,  in  den  vergan-
 genen  Jahren  erheblich  reduziert.  Im  Haushaltsplanentwurf  2013  sind  zudem
 weitere  Kürzungen  bei  der  Bundesagentur  für  Arbeit  und  bei  den  Jobcentern
 vorgesehen.

 Wir fragen die Bundesregierung:

 1.  Wie  viele  Menschen  waren  in  den  Jahren  2009,  2010  und  2011  durchschnitt-
 lich langzeitarbeitslos?

 a)  Wie  viele  von  ihnen  waren  weiblich,  wie  viele  männlich  (Angaben  bitte  in
 absoluten Zahlen und in Prozent)?

 b)  Wie  viele  von  ihnen  waren  alleinerziehend  (Angaben  bitte  in  absoluten
 Zahlen und in Prozent)?

 c)  Wie  viele  von  ihnen  waren  15  bis  unter  25  Jahre  bzw.  50  Jahre  und  älter
 (Angaben bitte in absoluten Zahlen und in Prozent)?
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d) Wie viele von ihnen waren Deutsche, wie viele Ausländer (Angaben bitte
in absoluten Zahlen und in Prozent)?

e) Wie viele von ihnen hatten keine abgeschlossene Berufsausbildung (An-
gaben bitte in absoluten Zahlen und in Prozent)?

f) Wie viele von ihnen waren Menschen mit Behinderung (Angaben bitte in
absoluten Zahlen und in Prozent)?

g) Wie viele von ihnen waren gesundheitlich eingeschränkt (Angaben bitte
in absoluten Zahlen und in Prozent)?

h) Wie viele von ihnen gehörten zum Rechtskreis des Zweiten Buches Sozial-
gesetzbuch (SGB II) bzw. des SGB III (Angaben bitte in absoluten Zahlen
und in Prozent)?

2.  Wie  hat  sich  die  Langzeitarbeitslosigkeit  im  Vergleich  zur  Arbeitslosigkeit
 insgesamt  in  den  Jahren  2009,  2010  und  2011  entwickelt  (Angaben  bitte  als
 Anstieg/Rückgang  der  absoluten  Zahlen  bzw.  der  Arbeitslosen-/Langzeit-
 arbeitslosenquote und nach Rechtskreisen differenzieren)?

 3.  Wie  hätten  sich  die  Anzahl  der  Langzeitarbeitslosen  und  der  Anteil  der  Lang-
 zeitarbeitslosen  an  allen  Arbeitslosen  in  den  Jahren  2009,  2010  und  2011  ent-
 wickelt,  wenn,  anders  als  in  §  53a  SGB  II  geregelt,  erwerbsfähige  Leistungs-
 berechtigte,  die  nach  Vollendung  des  58.  Lebensjahres  mindestens  für  die
 Dauer  von  zwölf  Monaten  Leistungen  der  Grundsicherung  für  Arbeit-
 suchende  bezogen  haben,  ohne  dass  ihnen  eine  sozialversicherungspflichtige
 Beschäftigung  angeboten  worden  ist,  weiterhin  als  arbeitslos  gelten  würden
 (Angaben bitte in absoluten Zahlen und in Prozent)?

 4.  Wie  hätte  sich,  bezogen  auf  den  Rechtskreis  des  SGB  II,  die  Langzeitarbeits-
 losigkeit  im  Vergleich  zur  Arbeitslosigkeit  in  den  Jahren  2009,  2010  und
 2011  entwickelt,  wenn,  anders  als  in  §  53a  SGB  II  geregelt,  erwerbsfähige
 Leistungsberechtigte,  die  nach  Vollendung  des  58.  Lebensjahres  mindestens
 für  die  Dauer  von  zwölf  Monaten  Leistungen  der  Grundsicherung  für  Arbeit-
 suchende  bezogen  haben,  ohne  dass  ihnen  eine  sozialversicherungspflichtige
 Beschäftigung  angeboten  worden  ist,  weiterhin  als  arbeitslos  gelten  würden
 (Angaben  bitte  als  Anstieg/Rückgang  der  absoluten  Zahlen  bzw.  der  Arbeits-
 losen-/Langzeitarbeitslosenquote und nach Rechtskreisen differenzieren)?

 5.  Wie  viel  Prozent  derjenigen,  die  ihre  Langzeitarbeitslosigkeit  in  den  Jahren
 2009,  2010  und  2011  beenden  konnten,  haben  einen  Arbeitsplatz  am  ersten
 Arbeitsmarkt  gefunden  (Angaben  wenn  möglich  aufgeschlüsselt  nach  sozial-
 versicherungspflichtiger  und  geringfügiger  Beschäftigung  sowie  nach  den  in
 den Fragen 1a bis 1h genannten Gruppen)?

 6.  Wie  viele  der  Menschen,  die  ihre  Langzeitarbeitslosigkeit  in  den  Jahren
 2009,  2010  und  2011  beenden  konnten  und  einen  Arbeitsplatz  am  ersten  Ar-
 beitsmarkt  gefunden  haben,  waren  nach  drei,  sechs  bzw.  zwölf  Monaten  er-
 neut arbeitslos?

 7.  Wie  viele  der  Langzeitarbeitslosen  waren  in  den  Jahren  2009,  2010  und  2011
 länger  als  24  bzw.  36  Monate  und  länger  arbeitslos  (Angaben  bitte  in  absolu-
 ten Zahlen sowie relativ zu allen Langzeitarbeitslosen)?

 8.  Wie  viele  Langzeitarbeitslose  haben  in  den  Jahren  2009,  2010  und  2011  eine
 Maßnahme  der  geförderten  beruflichen  Weiterbildung  mit  dem  Ziel  eines  Be-
 rufsabschlusses  begonnen  bzw.  mit  einem  Berufsabschluss  beendet,  und  wie
 hoch  war  in  den  jeweiligen  Jahren  der  Anteil  Langzeitarbeitsloser  an  den  Ein-
 tritten  in  Maßnahmen  der  geförderten  beruflichen  Weiterbildung  mit  dem
 Ziel  eines  Berufsabschlusses  bzw.  an  denjenigen,  die  eine  solche  Maßnahme
 mit  einem  Berufsabschluss  beendeten  (Angaben  wenn  möglich  aufgeschlüs-
 selt nach den in den Fragen 1a bis 1h genannten Gruppen)?
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9.  Wie  viele  Langzeitarbeitslose  haben  in  den  Jahren  2009,  2010  und  2011
 eine  mit  dem  Eingliederungszuschuss  geförderte  Beschäftigung  begonnen,
 und  wie  hoch  war  der  Anteil  Langzeitarbeitsloser  in  den  jeweiligen  Jahren
 an  den  Personen,  die  eine  mit  dem  Eingliederungszuschuss  geförderte  Be-
 schäftigung  begonnen  haben  (Angaben  wenn  möglich  aufgeschlüsselt  nach
 den in den Fragen 1a bis 1h genannten Gruppen)?

 10.  Für  wie  viele  Langzeitarbeitslose  wurde  in  den  Jahren  2009,  2010  und  2011
 Einstiegsgeld  bei  abhängiger  sozialversicherungspflichtiger  Erwerbstätig-
 keit  nach  §16b  SGB  II  bewilligt,  und  wie  hoch  war  der  Anteil  Langzeit-
 arbeitsloser  an  allen  Personen,  für  die  in  den  jeweiligen  Jahren  Einstiegs-
 geld  bei  abhängiger  sozialversicherungspflichtiger  Erwerbstätigkeit
 bewilligt wurde?

 11.  Wie  viele  Langzeitarbeitslose  haben  in  den  Jahren  2009,  2010  und  2011
 eine  mit  dem  Einstiegsgeld  geförderte  selbstständige  Erwerbstätigkeit  nach
 §16b  SGB  II  begonnen,  und  wie  hoch  war  der  Anteil  Langzeitarbeitsloser
 an  den  Personen,  die  in  den  jeweiligen  Jahren  eine  mit  dem  Einstiegsgeld
 geförderte selbstständige Erwerbstätigkeit begonnen haben?

 12.  Für  wie  viele  Langzeitarbeitslose  wurde  in  den  Jahren  2009,  2010  und  2011
 eine  Förderung  der  Aufnahme  einer  selbstständigen  Tätigkeit  mit  dem
 Gründungszuschuss  nach  §  93  SGB  III  bewilligt,  und  wie  hoch  war  der  An-
 teil  Langzeitarbeitsloser  in  den  jeweiligen  Jahren  an  allen  neu  bewilligten
 Förderungen über den Gründungszuschuss?

 13.  Wie  viele  Langzeitarbeitslose  haben  in  den  Jahren  2009,  2010  und  2011
 eine  Arbeitsgelegenheit  mit  Mehraufwandsentschädigung  bzw.  in  der  Ent-
 geltvariante  begonnen,  und  wie  hoch  war  der  Anteil  Langzeitarbeitsloser  an
 allen  Personen,  die  in  den  jeweiligen  Jahren  eine  Arbeitsgelegenheit  mit
 Mehraufwandsentschädigung  bzw.  in  der  Entgeltvariante  begonnen  haben?

 14.  Wie  viele  Langzeitarbeitslose  haben  in  den  Jahren  2009,  2010  und  2011
 Leistungen  zur  beruflichen  Rehabilitation  erhalten,  und  wie  beurteilt  und
 unterstützt  die  Bundesregierung  die  Zusammenarbeit  der  Rehabilitations-
 träger zur Sicherung der Verknüpfung der medizinischen Rehabilitation?

 15.  Wie  viele  Personen  wurden  in  den  Jahren  2009,  2010  und  2011  mit  dem  Be-
 schäftigungszuschuss gefördert?

 16.  Wie  viele  Langzeitarbeitslose  haben  derzeit  einen  sogenannten  Bürger-
 arbeitsplatz,  wie  hoch  ist  der  Anteil  der  Langzeitarbeitslosen  an  den  „Bür-
 gerarbeitern/Bürgerarbeiterinnen“,  und  wie  viele  Langzeitarbeitslose  waren
 in  die  der  eigentlichen  Bürgerarbeit  vorgeschalteten  „Aktivierungsphase“
 einbezogen,  bzw.  wie  hoch  war  der  Anteil  der  Langzeitarbeitslosen  an  allen
 in die „Aktivierungsphase“ einbezogenen Arbeitslosen?

 17.  Wie  beurteilt  die  Bundesregierung  die  Chancen  Langzeitarbeitsloser  am
 Arbeitsmarkt,  und  welche  Maßnahmen  wird  die  Bundesregierung  ergreifen,
 um  die  beruflichen  Perspektiven  für  Langzeitarbeitslose  zu  verbessern  und
 so auch dem zunehmenden Fachkräftemangel entgegenzuwirken?

 Berlin, den 1. Oktober 2012

 Renate Künast, Jürgen Trittin und Fraktion
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